
Regierungsrat des Kantons Schwyz 
 
 

 

 

 

 

Beschluss Nr. 46/2015 
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Gesetzgebungsprogramm 2015–2016 
Bericht und Vorlage an den Kantonsrat 

1. Gesetzgebungsprogramm 2013–2014 
 
Der Regierungsrat hat mit RRB Nr. 1181/2012 zusammen mit dem Regierungsprogramm 2013–
2016 das Gesetzgebungsprogramm 2013–2014 vorgelegt, das vom Kantonsrat an der Sitzung 
vom 17. April 2013 genehmigt worden ist. In diesem Programm sind jene in die Zuständigkeit 
des Kantonsrates fallenden Gesetzgebungsvorhaben aufgeführt, die in den Jahren 2013–2014 
abgeschlossen oder für die zumindest die Vernehmlassungsverfahren eröffnet werden sollten. Die 
Bilanz am Ende des Planungszeitraums präsentiert sich per 1. Januar 2015 wie folgt: 

1.1 Grundlagen, Organisation und öffentliche Abgaben 
 
Vorhaben Dep. Stand 
Neuordnung des Wahlrechts für 
den Kantonsrat 

SiD Der Kantonsrat hat in seiner Sitzung vom 17. Dezem-
ber 2014 zur Majorzinitiative einen Gegenvorschlag 
beschlossen (Amtsblatt [Abl] 2014 S. 2818 ff.). Die 
Volksabstimmung findet am 8. März 2015 statt. 
 

Anpassung des GOG und weiterer 
Erlasse an die neue 
Kantonsverfassung 

SiD Der Kantonsrat hat in seiner Sitzung vom 25. Sep-
tember 2013 die Anpassung des GOG und weiterer 
Erlasse an die neue Kantonsverfassung beschlossen 
(Abl 2013 S. 2226). 
 

Anpassung der Schwyzer Gesetz-
sammlung an die neue 
Kantonsverfassung 

SiD Der Kantonsrat hat am 25. September 2013 und der 
Regierungsrat am 17. Dezember 2013 die Anpassun-
gen beschlossen (Abl 2013 S. 2245, 2930). 
 

Steuergesetz FD Umgesetzt, Abl 2014 S. 1257 ff., Inkraftsetzung per 
1. Januar 2015.  
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Vorhaben Dep. Stand 
Gesetz über die Finanzen und 
Leistungen (neu: Gesetz über den 
kantonalen Finanzhaushalt) 
 

FD Umgesetzt, Abl 2013 S. 2726 ff., Inkraftsetzung 
voraussichtlich per 1. Januar 2016. 
 

Gesetz über die Pensionskasse 
des Kantons Schwyz 

FD Umgesetzt, Abl 2014 S. 1250 ff., Inkraftsetzung per 
1. Januar 2015. 
 

Archivgesetz BiD Vernehmlassungsverfahren durchgeführt; zusätzli-
ches, erweitertes Vernehmlassungsverfahren für Früh-
jahr 2015 in Planung. 
 

Verordnung über das 
Einwohnermeldewesen 
(neu: Gesetz über das 
Einwohnermeldewesen) 

VD Der Kantonsrat hat am 12. Februar 2014 eine Teilre-
vision des Gesetzes über das Einwohnermeldewesen 
beschlossen (Abl 2014 S. 482 ff.), die in der Folge 
vom Regierungsrat auf den 1. November 2014 in 
Kraft gesetzt worden ist (Abl 2014 S. 2232). 
 

1.2 Zivilrecht, Strafrecht und Rechtspflege 
 
Vorhaben Dep. Stand 
Justizverordnung 
(neu: Justizgesetz) 

SiD Der Kantonsrat hat am 19. November 2014 die Ein-
setzung einer Fachkommission beschlossen, die Vor-
schläge für die Neuordnung der Strafrechtspflege 
erarbeiten soll (Abl 2014 S. 2647). Mit Beschlüssen 
vom 17. Juni 2014 und 9. September 2014 hat der 
Regierungsrat bereits eine solche Arbeitsgruppe ein-
gesetzt, die ihre Tätigkeit aufgenommen hat. 
 

1.3 Volkswirtschaft und Sozialgesetzgebung 
 
Vorhaben Dep. Stand 
Gesetz über die Sozialhilfe DI Am 20. Februar 2013 hat der Kantonsrat Änderun-

gen des Gesetzes über die Sozialhilfe beschlossen. 
Diese Änderungen sind auf den 1. Januar 2014 in 
Kraft gesetzt worden. 
 

Gesetz über die Landwirtschaft  VD Der Kantonsrat hat am 16. April 2014 eine Teilrevi-
sion des Gesetzes über die Landwirtschaft beschlos-
sen (Abl 2014 S. 962 f.). Diese wurde vom Regie-
rungsrat rückwirkend auf den 1. Januar 2014 in Kraft 
gesetzt (Abl 2014 S. 2066). 
 

Gesetz über die Erhebung einer 
Kurtaxe durch die Gemeinden  

VD Mit Beschluss Nr. 374 vom 7. April 2009 hat der 
Regierungsrat den Entwurf als Vorlage für die Ver-
nehmlassung verabschiedet. Die Vernehmlassung ist 
2009 erfolgt. Infolge des Aufbaus der Destinations-
Management-Organisation „Schwyz Tourismus“ und 
der Prüfung einer Tourismusabgabe wurde das Vorha-
ben sistiert. 
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1.4 Planungs- und Baurecht, Strassen, Wege und Gewässer 
 
Vorhaben Dep. Stand 
Energiegesetz BD Die harmonisierten Mustervorschriften der Kantone 

(MuKEn 2014; Anforderungen Gebäudehülle und 
Gebäudetechnik) wurden durch die Energiedirekto-
renkonferenz (ENDK) am 9. Januar 2015 verabschie-
det. 
 

Planungs- und Baugesetz VD Mit Beschluss Nr. 93 vom 28. Januar 2014 hat der 
Regierungsrat das Volkswirtschaftsdepartement be-
auftragt, eine Vernehmlassungsvorlage zur ersten Re-
visionsetappe zum Planungs- und Baugesetz mit Er-
läuterungsbericht vorzulegen. Am 16. September 
2014 hat der Regierungsrat mit Beschluss Nr. 975 
das Normenkonzept sowie das weitere Vorgehen zur 
Kenntnis genommen. Das Normenkonzept bildet die 
Basis für den Revisionsentwurf, welcher in einer ers-
ten Fassung vorliegt. 
 

Wasserrechtsgesetz UD Der Regierungsrat hat bezüglich der Revisionsstoss-
richtung entschieden. Ein erster Gesetzesentwurf 
liegt vor. 
 

Verordnung über 
Beiträge an Schulanlagen 
(neu: Gesetz über Beiträge an 
Schulanlagen) 

BiD Der Regierungsrat hat am 11. Dezember 2012 mit 
Beschluss Nr. 1203/2012 Bericht und Vorlage zur 
Teilrevision der Verordnung über Beiträge an Schul-
anlagen zuhanden des Kantonsrates verabschiedet. 
Der Kantonsrat hat die Verordnung im April 2013 
genehmigt. Der Regierungsrat hat die beschlossenen 
Änderungen per 1. August 2013 in Kraft gesetzt. 
 

1.5 Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Gesundheit 
 
Vorhaben Dep. Stand 
Gesundheitsverordnung 
(neu: Gesundheitsgesetz) 

DI Das Vernehmlassungsverfahren zur Teilrevision des 
Gesundheitsgesetzes dauerte vom 28. August bis  
1. Dezember 2014. Nach Auswertung der Stellung-
nahmen wird die Verabschiedung von Bericht und 
Vorlage durch den Regierungsrat zuhanden des Kan-
tonsrates erfolgen. 
 

Spitalverordnung 
(neu: Spitalgesetz) 

DI Am 19. November 2014 hat der Kantonsrat die Total-
revision des Spitalgesetzes beschlossen. Die Frist für 
die Einreichung des fakultativen Referendums läuft 
noch. Nach unbenutztem Ablauf dieser Frist ist die 
Inkraftsetzung rückwirkend per 1. Januar 2015 vor-
gesehen. 
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1.6 Umwelt- und Tierschutz, Jagd und Fischerei und Verkehr 
 
Vorhaben Dep. Stand 
Gesetz über die Schiffsabgaben BD Erledigt, Inkraftsetzung per 1. Januar 2014. 

 
Jagd- und Wildschutzverordnung 
(neu: Jagd- und Wildschutzgesetz) 

UD Mit RRB Nr. 1325/2014 wurde die Vernehmlassung 
bis 10. April 2015 eröffnet. 
 

Verordnung zum Bundesgesetz 
über den Umweltschutz 
(neu: Einführungsgesetz zum 
Umweltschutzgesetz) 

UD Die Vorlage für die Teilrevision wurde vom Kantonsrat 
an seiner Sitzung vom 24. September 2014 zurück-
gewiesen. Der Regierungsrat wird einstweilen darauf 
verzichten, die Teilrevision nochmals dem Kantonsrat 
vorzulegen. 
 

1.7 Interkantonale Vereinbarungen 
 
Vorhaben Dep. Stand 
Konkordat der Kantone Uri, 
Schwyz und Zug betreffen die 
Psychiatrische Klinik Oberwil-Zug 
(Psychiatriekonkordat) 

DI Sowohl der Konkordatsrat als auch die zuständigen 
kantonalen parlamentarischen Kommissionen und die 
drei Kantonsregierungen haben von Mai bis Septem-
ber 2014 grundsätzliche Fragen zum künftigen Kon-
kordat diskutiert und die wichtigsten Eckwerte festge-
legt. Basierend auf diesen Grundsatzentscheiden wird 
derzeit die Vorlage des revidierten Konkordates erar-
beitet. Daneben werden die rechtlichen, finanziellen 
und betrieblichen Grundlagen für die Gründung und 
den Aufbau der neuen Betriebsgesellschaft zusam-
men mit den betroffenen Institutionen vorbereitet. 
 

Beitritt zur interkantonalen Ver-
einbarung über das öffentliche 
Beschaffungswesen (Revision) 

BD Das Vernehmlassungsverfahren dauerte bis Ende De-
zember 2014 durch die BPUK. Anschliessend ist mit 
der Auswertung und Erarbeitung der revidierten IVöB 
zu rechnen. 
 

Beitritt zur interkantonalen Ver-
einbarung über den schweizeri-
schen Hochschulbereich 
(Hochschulkonkordat) 

BiD Mit Kantonsratsbeschluss vom 26. Juni 2014 ist der 
Beitritt zum Hochschulkonkordat erfolgt und wurde 
mit RRB Nr. 1104 vom 28. Oktober 2014 auf den 
1. November 2014 in Kraft gesetzt. Das Hochschul-
konkordat wurde auf den 1. Januar 2015 in Kraft 
gesetzt.  
 

Austritt aus der Vereinbarung 
über die interkantonale Zusam-
menarbeit im Bereich überregio-
naler Kultureinrichtungen 

BiD Wie mittels Motion gefordert, wurde dem Kantonsrat 
eine Vorlage zum Austritt aus der Vereinbarung über 
den Kulturlastenausgleich vorgelegt (RRB 
Nr. 131/2013). Mit einem Stimmverhältnis von 71 
zu 23 lehnte der Kantonsrat den Austritt im Rahmen 
der Session vom 29. Mai 2013 ab.  
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2. Gesetzgebungsprogramm 2015–2016 
 
Ins Gesetzgebungsprogramm 2015–2016 werden neue Projekte aufgenommen sowie jene aus 
dem Gesetzgebungsprogramm 2013–2014, die verschoben worden oder in Verzug geraten sind. 
Vorhaben aus dem Gesetzgebungsprogramm 2013–2014, für welche das Vernehmlassungsverfah-
ren stattgefunden hat oder zu denen der Regierungsrat bereits Bericht und Antrag erstattet hat, 
finden sich in der Sitzungsplanung des Kantonsrates für das Jahr 2015, sind aber im Gesetzge-
bungsprogramm 2015–2016 nicht mehr enthalten. Die Kapitelstruktur entspricht jener der Sys-
tematischen Gesetzsammlung. 
 
Nicht alle im Programm aufgeführten Gesetzgebungsvorhaben werden bereits in den Jahren 
2015–2016 abgeschlossen werden können. Sie sollen aber mindestens soweit bearbeitet werden, 
dass innerhalb des Planungszeitraums das Vernehmlassungsverfahren eröffnet werden kann. 
 
In der folgenden Tabelle werden alle geplanten Gesetzgebungsvorhaben aufgeführt. Die grafische 
Markierung zeigt, in welchem Quartal nach aktuellem Planungsstand die Behandlung im Kantons-
rat vorgesehen ist. 
 
Rechtsnorm Dep. 2015 2016 

Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 

Gesundheitsgesetz DI         

Viehhandelskonkordat DI         

Diplomanerkennungsvereinbarung BiD         

Vereinbarung Hochschule Rapperswil BiD         

Planungs- und Baugesetz (1. Etappe) VD         

Archivgesetz BiD         

Mittelschulgesetz BiD         

Geschäftsordnung Kantonsrat SiD         

Gesetz über die Erhebung einer Kurtaxe VD         

Jagd- und Wildschutzgesetz UD         

Psychiatriekonkordat DI         

Polizeigesetz SiD         

Hooligan-Konkordat SiD         

Sozialhilfegesetz DI         

Justizgesetz SiD         

Vereinbarung öff. Beschaffungswesen BD         

Energiegesetz BD         

Wasserrechtsgesetz UD         

Personalgesetzgebung FD         
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2.1 Grundlagen, Organisation und öffentliche Abgaben 
 
Vorhaben Dep. Gegenstand 
Mittelschulgesetz BiD Teilrevision des Mittelschulgesetzes vom 20. Mai 

2009 (SRSZ 623.110) sowie Aufhebung bzw. In-
tegration des Gesetzes über die Mittelschulen im 
Kanton Schwyz vom 23. März 1972 (SRSZ 
623.100). 
 
Die Beitragsregelung an die privaten Mittelschulen 
soll optimiert werden. Zudem sollen die beiden Ge-
setzeserlasse im Mittelschulwesen zu einem einzigen 
vereinigt werden.  
 

Gesetz über die Organisation der 
Bezirke und Gemeinden 

SiD Totalrevision des Gesetzes über die Organisation der 
Bezirke und Gemeinden vom 29. Oktober 1969 
(GOG, SRSZ 152.100). 
 
Überprüfung der Organisation und der politischen 
Rechte in den Bezirken und Gemeinden.  
 

Geschäftsordnung für den 
Kantonsrat 

SiD Teilrevision der Geschäftsordnung für den Kantonsrat 
vom 28. April 1977 (SRSZ 142.110) und des Geset-
zes über die Öffentlichkeit und den Datenschutz vom 
23. Mai 2007 (SRSZ 140.410). 
 
Zeitpunkt der Wahlen im Kantonsrat, gesetzliche 
Grundlage für eine Bildungskommission sowie Über-
tragung der Wahlkompetenz für die beauftragte Per-
son für Öffentlichkeit und Datenschutz.  
 

Personalgesetzgebung 
 

FD Teilrevisionen von: 
 Gesetz über die Besoldung der Behörden und das 

Dienstverhältnis des Staatspersonals vom 
20. November 1968 (SRSZ 140.510); 

 Personal- und Besoldungsgesetz vom 26. Juni 
1991 (SRSZ 145.110); 

 Personal- und Besoldungsverordnung vom 
4. Dezember 2007 (SRSZ 145.111); 

 Personal- und Besoldungsgesetz für die Lehrper-
sonen an der Volksschule vom 27. Juni 2002 
(SRSZ 612.110); 

 Personal- und Besoldungsverordnung für die 
Lehrpersonen an der Volksschule vom 
10. Dezember 2002 (SRSZ 612.111). 

 
Die Erheblicherklärung des Postulats P 5/12 „Status 
von Magistratspersonen und Beamten“ soll zum An-
lass für eine Gesamtüberprüfung der Personalgesetz-
gebung des Kantons Schwyz genommen werden. 
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2.2 Zivilrecht, Strafrecht und Rechtspflege 
 
Vorhaben Dep. Gegenstand 
Justizgesetz SiD Teilrevision des Justizgesetzes vom 18. November 

2009 (SRSZ 231.110). 
 
Behebung von Mängeln, Organisation der Strafverfol-
gungsbehörden, Schaffung der Voraussetzungen für 
eine verstärkte Zusammenarbeit der Bezirke in der 
erstinstanzlichen Zivil- und Strafrechtspflege.  
 

2.3 Volkswirtschaft und Sozialgesetzgebung 
 
Vorhaben Dep. Gegenstand 
Sozialhilfegesetz DI Teilrevision des Gesetzes über die Sozialhilfe vom 

18. Mai 1983 (SRSZ 380.100). 
 
Der Kantonsrat hat am 24. September 2014 die Mo-
tion M 3/14 "Kostenoptimierung und Flexibilität 
muss auch bei der Sozialhilfe möglich sein" als er-
heblich erklärt. Sie verlangt eine Senkung der Unter-
stützung um 10%. 
 

Gesetz über die Erhebung einer 
Kurtaxe durch die Gemeinden 
 

VD Teilrevision des Gesetzes über die Erhebung einer 
Kurtaxe durch die Gemeinden vom 10. September 
1970 (SRSZ 314.100). 
 
Anpassung an die neue Rechtsprechung. 
 

Gesetz über Sammlungen zu 
wohltätigen und gemeinnützigen 
Zwecken 
 

VD Aufhebung des Gesetzes betreffend Sammlungen zu 
wohltätigen und gemeinnützigen Zwecken vom 
25. Januar 1946 (SRSZ 544.110). 
 

2.4 Planungs- und Baurecht, Strassen, Wege und Gewässer 
 
Vorhaben Dep. Gegenstand 
Planungs- und Baugesetz 
(1. Etappe) 

VD Teilrevision des Planungs- und Baugesetzes vom 
14. Mai 1987 (PBG, SRSZ 400.100). 
 
Anpassung an das revidierte Raumplanungsgesetz 
(Mehrwertabgabe, Massnahmen zur Mobilisierung der 
Baulandreserven). 
 

Planungs- und Baugesetz 
(2. Etappe) 

VD Teilrevision des Planungs- und Baugesetzes vom 
14. Mai 1987 (PBG, SRSZ 400.100). 
 
Anpassung an Interkantonale Vereinbarung zur Har-
monisierung der Baubegriffe (IVHB) und erheblich 
erklärte parlamentarische Vorstösse. 
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Vorhaben Dep. Gegenstand 
Energiegesetz BD Teilrevision des Kantonalen Energiegesetzes vom 

16. September 2009 (SRSZ 420.100). 
 
Prüfung Übernahme der von der Energiedirektoren-
konferenz verabschiedeten harmonisierten Mustervor-
schriften der Kantone (MuKEn 2014) mit Anforde-
rungen an die Gebäudehülle und die Gebäudetech-
nik.  
 

Wasserrechtsgesetz UD Totalrevision des Wasserrechtsgesetzes vom 11. Sep-
tember 1973 (SRSZ 451.100). 
 
Anpassung an die neuen bundesrechtlichen Vorgaben 
(z.B. GSchG, StAG). Überprüfung der Zuständigkei-
ten, um die neuen umfangreichen und anspruchsvol-
len Aufgaben in den Bereichen Hochwasserschutz, 
Stauanlagensicherheit, Renaturierung (Revitalisie-
rung von Gewässern, Sanierung negativer Auswirkun-
gen von Schwall-Sunk sowie des Geschiebehaushalts) 
optimal erfüllen zu können. 
 

2.5 Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Gesundheit 
 
Vorhaben Dep. Gegenstand 
Gesundheitsgesetz DI Teilrevision des Gesundheitsgesetzes vom 16. Okto-

ber 2002 (SRSZ 571.110). 
 
Mit der vorgeschlagen Revision des Gesundheitsge-
setzes soll die gesetzliche Grundlage für den ärztli-
chen und zahnärztlichen Notfalldienst ergänzt und 
die Möglichkeit geschaffen werden, dass die Ge-
meinden und ausnahmsweise der Kanton bei Bedarf 
Massnahmen zur Sicherstellung der hausärztlichen 
Versorgung sowie der Pflege und Betreuung der zu-
nehmenden Anzahl betagter Menschen ergänzend zu 
den Massnahmen des Bundes treffen können. 
 

Gesetz über den Bevölkerungs-
schutz und den Zivilschutz 

SiD Teilrevision des Gesetzes über den Bevölkerungs-
schutz und den Zivilschutz vom 16. März 2005 
(SRSZ 512.100). 
 
 Umsetzung der Änderung des Bundesgesetzes 

über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz 
vom 17. Juni 2011 (BZG, SR 520.1) und der 
Änderung der Zivilschutzverordnung vom 30. No-
vember 2014 (ZSV, SR 520.11) gemäss Gesetz-
gebungsauftrag RRB Nr. 1251/2011; 

 Umsetzung der Änderung des BZG vom 27. Sep-
tember 2013; 
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 Umsetzung der Totalrevision des Bundesgesetzes 
über den Schutz der Kulturgüter bei bewaffneten 
Konflikten, bei Katastrophen und Notlagen vom 
20. Juni 2014 (KGSG, AS Nr. 44/3545) und der 
Verordnung über den Schutz der Kulturgüter bei 
bewaffneten Konflikten, bei Katastrophen und in 
Notlagen vom 29. Oktober 2014 (KGSV, AS 
Nr. 44/3555); 

 Punktueller Nachführungsbedarf (Zusammenar-
beit Partnerorganisationen/Führungsstäbe, Alar-
mierung, Ausbildung und weitere Themen) 

 
Polizeigesetz SiD Teilrevision des Polizeigesetzes vom 22. März 2000 

(SRSZ 520.110). 
 
– Optimierungsmassnahmen im Bereich häusliche 

Gewalt; 
– Einführung Bedrohungsmanagement (Fallkonfe-

renzen und Datenaustausch, Gefährderansprache, 
technische Überwachung von Rayon- und Kon-
taktverboten); 

– Polizeilicher Datenschutz (Verlängerung der Lö-
schungsfrist); 

– Anpassungen bei Überwachungsmassnahmen 
(Standortermittlung bei Notsuche, Verlängerung 
der Gültigkeitsdauer der Bewilligung zur verdeck-
ten Ermittlung, Rechtsgrundlage für verdeckte 
Fahrzeugregistrierung); 

– Umsetzung des Beitritts zum geänderten Hoolig-
an-Konkordat; 

– Wegweisung und Fernhaltung (Erweiterung auf 
Eingrenzungen). 

 

2.6 Umwelt- und Tierschutz, Jagd und Fischerei und Verkehr 
 
Vorhaben Dep. Gegenstand 
Jagd- und Wildschutzgesetz UD Die kantonale Jagd- und Wildschutzgesetzgebung – 

in den beiden Erlassen Gesetz über die Jagd vom 
23. März 1972 (SRSZ 761.100) und Kantonale 
Jagd- und Wildschutzverordnung vom 20. Dezember 
1989 (SRSZ 761.110) geregelt – wird durch die 
Totalrevision in einem Erlass, dem neuen Jagd- und 
Wildschutzgesetz (JWG), zusammengefasst. 
 
Mit der Totalrevision sollen die Anpassungen an die 
geänderten bundesrechtlichen Vorgaben für den Um-
gang mit den Wildtieren erfolgen. Gleichzeitig sollen 
die Jagd vereinfacht sowie Unstimmigkeiten und Un-
klarheiten behoben werden. 
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2.7 Interkantonale Vereinbarungen 
 
Vorhaben Dep. Gegenstand 
Viehhandelskonkordat DI Aufhebung der Interkantonalen Übereinkunft betref-

fend den Viehhandel vom 13. September 1943 
(SRSZ 312.610.1). 
 
Der Bund hat die gesetzliche Grundlage zur Erhebung 
einer Schlachtabgabe geschaffen, die materiell die 
bislang auf der Grundlage des Viehhandelskonkordats 
erhobenen Umsatzgebühren ersetzt. Dies erlaubt es 
den Kantonen und dem Fürstentum Liechtenstein, 
das in die Jahre gekommene Viehhandelskonkordat 
aufzuheben. Mit der Aufhebung geht es auch darum, 
das Konkordatsvermögen von rund 4.8 Mio. Franken 
auf die Mitglieder des Viehhandelskonkordats zu ver-
teilen. Die Aufhebung des Viehhandelskonkordats 
und Verteilung des Konkordatsvermögens soll in Form 
einer Interkantonalen Vereinbarung zur Aufhebung 
des Viehhandelskonkordats umgesetzt werden. Dazu 
braucht es die Zustimmung aller Kantone sowie des 
Fürstentums Liechtenstein. 
 

Psychiatriekonkordat DI Teilrevision des Konkordates der Kantone Uri, 
Schwyz und Zug betreffend die Psychiatrische Klinik 
Oberwil-Zug vom 29. April 1982 (SRSZ 574.210.1). 
 
Das bestehende Konkordat wird revidiert und die 
Psychiatrische Klinik Zugersee von der bisherigen 
Trägerschaft (Verein Barmherzige Brüder) übernom-
men. Dies mit dem Ziel, der Bevölkerung der drei 
Kantone ein vernetztes und patientenorientiertes An-
gebot bereitzustellen und die Zusammenarbeit zwi-
schen den verschiedenen Leistungserbringern zu op-
timieren. Dazu sollen die ambulanten psychiatrischen 
Dienste der drei Kantone (Sozial Psychiatrischer 
Dienst Uri, Sozial Psychiatrischer Dienst des Kantons 
Schwyz, Kinder- und Jugendpsychiatrische Dienst 
Schwyz, Ambulante Psychiatrische Dienste des Kan-
tons Zug) sowie die Psychiatrische Klinik Zugersee in 
einer Organisation zusammengefasst werden. 
 

Trägerschaftsvereinbarung für die 
Hochschule Rapperswil 

BiD Beitritt zu einer neu erarbeiteten Trägerschaftsver-
einbarung, welche die bestehende Vereinbarung auf 
den 1. Oktober 2016 ablösen soll.  
 

Diplomanerkennungsvereinbarung BiD Beitritt zur geänderten Interkantonalen Vereinbarung 
über die Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen 
vom 24. Oktober / 21. November 2013 
(SRSZ 620.110.1). 
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Vorhaben Dep. Gegenstand 
Konkordat über Massnahmen 
gegen Gewalt anlässlich von 
Sportveranstaltungen (Hooligan-
Konkordat) 

SiD Geändertes Konkordat über Massnahmen gegen Ge-
walt anlässlich von Sportveranstaltungen vom 
15. November 2007 (SRSZ 520.230.1) 
 
– Einführung einer Bewilligungspflicht für Fussball- 

und Eishockeyspiele der obersten Spielklassen; 
– Regelung der Identitätskontrollen und Personen-

durchsuchungen durch die Polizei und private Si-
cherheitsdienste bei Fussball- und Eishockeyspie-
len der obersten Spielklassen; 

– Verschärfungen bei den Rayonverboten und Mel-
deauflagen. 

 
Interkantonale Vereinbarung 
über das öffentliche 
Beschaffungswesen 

BD Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über den 
Beitritt des Kantons Schwyz zur Interkantonalen Ver-
einbarung über das öffentliche Beschaffungswesen 
vom 17. Dezember 2003 (SRSZ 430.120). 
 
Harmonisierung der Beschaffungsordnungen von 
Bund und Kantonen; Anpassung an das revidierte 
WTO-Übereinkommen. 
 

Verordnung zur Interkantonalen 
Vereinbarung über das öffentliche 
Beschaffungswesen 

BD Teilrevision der Verordnung zur Interkantonalen Ver-
einbarung über das öffentliche Beschaffungswesen 
vom 15. Dezember 2004 (SRSZ 430.130). 
 
Ausführungsbestimmungen zur Interkantonalen 
Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswe-
sen. 
 

3. Behandlung im Kantonsrat 
 
Das vorliegende Gesetzgebungsprogramm hat für den Kanton keine unmittelbaren finanziellen 
Auswirkungen. Die Ausgabenbremse kommt deshalb nicht zur Anwendung. Für die Abstimmung 
gilt das einfache Mehr gemäss § 73 Abs. 1 GOKR. 
 
Der Kantonsratsbeschluss ist nicht referendumspflichtig. 

Beschluss des Regierungsrates 

1.  Dem Kantonsrat wird beantragt, das Gesetzgebungsprogramm 2015–2016 zu geneh-
migen. 

2.  Zustellung: Mitglieder des Kantonsrates.  
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3.  Zustellung elektronisch: Mitglieder des Regierungsrates; Staatsschreiber; Sekretariat 
des Kantonsrates; Departemente. 
 
 
 
Im Namen des Regierungsrates:  
 
 
 
Andreas Barraud, Landammann 
 
 
 
Dr. Mathias E. Brun, Staatsschreiber 

 


